Satzung der Stadt Offenbach am Main tiber die Gestaltung des Biirgeler Ortskerns

Aufgrund der §§ 5 und 51 Nr. 6 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 7. Mérz 2005 (GVBI. S. 142) zuletzt geandert durch Art. 3 des Gesetzes vom 11. Dezember 2020 (GVBI. S.
915) in Verbindung mit § 91 Abs. 1 Nr. 1, 2, 5, 6 und 7 der Hessischen Bauordnung (HBO) vom 28. Mai 2018
(GVBI. S. 198) zuletzt gedndert durch Gesetz vom 3. Juni 2020 (GVBI. S. 378) hat die Stadtverordnetenversamm-
lung der Stadt Offenbach am Main in der Sitzung am 15.09.2022 folgende Satzung beschlossen:

§ 1 Zielsetzung

Durch diese Satzung soll der historische Ortskern Biirgels mit seinen charakteristischen baulichen Gestaltungs-
merkmalen erhalten, sein Bestand gesichert sowie die Eigenart des Stadtbildes fiir die Zukunft bewahrt und gefor-
dert werden.

§ 2 Anwendungsbereich

(1) 'Der raumliche Geltungsbereich der Satzung umfasst den in der beiliegenden Karte dargestellten historischen
Ortskern Biirgels (Teilbereich A) und dessen griinderzeitliche Erweiterung (Teilbereich B). 2Die Karte ist Be-
standteil dieser Satzung. 3Zur Festsetzung der unterschiedlichen gestalterischen Anforderungen der Teilbe-
reiche gliedert sich der Satzungstext betreffend die §§ 3 bis 9 in 2 Spalten (Teilbereich A und Teilbereich B).

(2) Diese Satzung gilt fir Neubau, An- und Umbau, Wiederaufbau, Renovierungs-, Instandhaltungs-, Instandset-
zungs-, Sanierungs- und Modernisierungsmafnahmen baulicher Anlagen nach § 2 Abs. 1 und 2 HBO sowie
die Grundstucksfreiflachen.

(3) Vorrangige Regelungen, insbesondere Regelungen des Hessischen Denkmalschutzgesetzes sowie Rege-
lungen in zukilnftigen Bebauungsplanen bleiben von dieser Satzung unberiihrt.

§ 3 Baukorper

Teilbereich A (hist. Ortskern)

'Die Gebaude oder vergleichbare Einheiten sollen
gestalterisch als individuelle Einheit erkennbar sein
und die vorhandenen historischen Gestaltungs-
strukturen aufnehmen. 2Bei Dachneubauten und
Aufstockungen sowie bei der Neuerrichtung von Ge-
bauden ist die Firstrichtung der vorhandenen Be-
bauung aufzunehmen. 3Traufhohen sind den Trauf-
hohen der vorhandenen Bebauung anzupassen.
“Hbhenunterschiede zu benachbarten Traufen diir-
fen nicht mehr als 1,50m betragen.

Teilbereich B (griinderzeitliche Erweiterung)

Die Gebaude oder vergleichbare Einheiten sollen
gestalterisch als individuelle Einheit erkennbar sein
und die vorhandenen historischen Gestaltungs-
strukturen aufnehmen. 2Bei Dachneubauten und
Aufstockungen sowie bei der Neuerrichtung von
Gebauden ist die Firstrichtung der vorhandenen Be-
bauung aufzunehmen.



§ 4 Gestaltung Dacher

Teilbereich A (hist. Ortskern)

(1) 'Déacher sind als Satteldacher auszufiihren. 2Bei
Bestandsgebauden sind historische Sonder-
dachformen, die vor 1914 errichtet wurden zu
erhalten.

(2) Die Dachneigung muss 40 bis 60 Grad betragen
und ist je Gebaude einheitlich auszufiihren.

(3) Bei Gebauden mit untergeordneter Kubatur wie
Garagen, Schuppen 0.8. kénnen andere Dach-
formen als nach Abs.1 sowie andere Dachnei-
gungen als nach Abs. 2 zugelassen werden.

(4) 'Zur Dacheindeckung miissen grundséatzlich
Tonziegel in naturrotem Farbton (der sich aus
dem Ausgangsmaterial Ton ergebende Farb-
ton) verwendet werden. 2Glanzende Dachein-
deckungen sind unzuldssig. 3Bestehende
Schieferdacher mlssen erhalten und falls erfor-
derlich materialgleich ersetzt werden. “Bei Neu-
bauten und Dachneubauten ist die Dacheinde-
ckung hinsichtlich des Farbtons einheitlich je
Geb&ude auszufiihren.

'Dachflachenfenster sind in einem Abstand von
mind. 1,25 m zum Ortgang herzustellen. 2Der
Flachenanteil der Dachfenster darf 1/5 der je-
weiligen Dachflache nicht tberschreiten.

'Gauben sollen sich an den darunterliegenden
Fensterachsen orientieren. 2Je Baukdrper sind
Gauben in einer einheitlichen Bauart herzustel-
len.

(7) Dacheinschnitte wie Dachloggien oder Dachter-
rassen und Zwerchhauser sind unzulassig.

Teilbereich B (griinderzeitliche Erweiterung)

(1) 'Dacher sind als Sattel- oder Mansardendacher
auszufiihren. 2Bei Bestandsgebauden sind die
historischen Sonderdachformen, die vor 1914
errichtet wurden zu erhalten.

(2) Die Dachneigung muss mindestens 30 Grad be-
tragen und ist je Gebaude einheitlich auszufiih-
ren.

(3) Bei Gebauden mit untergeordneter Kubatur wie
Garagen, Schuppen 0.3. kdnnen andere Dach-
formen als nach Abs.1 sowie andere Dachnei-
gungen als nach Abs. 2 zugelassen werden.

(4) 'Zur Dacheindeckung missen grundséatzlich
Tonziegel oder Dachsteine in den Farbtonen na-
turrot (der sich aus dem Ausgangsmaterial Ton
ergebende Farbton), braun oder anthrazit ver-
wendet werden. 2Glanzende Dacheindeckungen
sind unzulassig. °Bestehende Schieferdacher
mssen erhalten und falls erforderlich material-
gleich ersetzt werden.*Bei Neubauten und Dach-
neubauten ist die Dacheindeckung hinsichtlich
des Farbtons und des Materials einheitlich je Ge-
baude auszufuhren.

(5) 'Dachflachenfenster, Zwerchhiuser sowie Gau-
ben sollen sich an den darunterliegenden Fens-
terachsen orientieren. 2Dacheinschnitte  wie
Dachloggien oder Dachterrassen sind unzulas-

sig.



§ 5 Gestaltung Fassaden

Teilbereich A (hist. Ortskern)

(1) Die vorhandene insbesondere sich aus dem
Holzkonstruktionsprinzip ergebende fachwerk-
typische Fassadengliederung ist zu erhalten.

(2) 'Fachwerkfassaden sollen in der Regel erhalten
und mdglichst nicht verputzt oder verkleidet
werden. 2 Vorhandene Schieferverkleidungen
sollen erhalten werden.

(3) Fassaden sind durch glatten Putz in gedeckten
Natur- und Erdfarbtonen herzustellen.

(4) "Worhandene Sockelhéhen sind sichtbar zu er-
halten. 2Bei der Neuerrichtung von Gebauden
sowie der Neugestaltung von Fassaden durch
MaBnahmen nach § 2 Abs. 2 dieser Satzung
sollen grundsatzlich die im Umgebungsbereich
vorhandenen Sockelausflihrungen hinsichtlich
Materialitat und Farbe aufgenommen werden.
3Die Sockel sind in Naturstein, Ziegel oder ver-
putzter Oberflache in den Farbtdnen jeweils na-
turrot braun oder grau auszufiihren. “Die Aus-
fihrung in gldnzenden oder polierten Oberfl&-
chen ist unzulassig.

Teilbereich B (griinderzeitliche Erweiterung)

(1)Die vorhandenen Fassadengliederungen durch
insbesondere Gesimse, Bander, Lisenen und
Fenstergewénde sind zu erhalten.

(2) "Fachwerkfassaden sowie Fassadenelemente
insbesondere aus Sandstein, Werkstein, Klinker
und Schiefer sollen erhalten werden. ?Vorhan-
dene sichtbare Fassadenelemente und Fach-
werkfassaden sollen sichtbar erhalten werden.

(3)'Fassaden mit Strukturputz von hist. Wert wie
insbesondere Besenstrich- und Kieselwurfputz
sind zu erhalten. 2Fassaden sind durch Putz in
gedeckten Natur- und Erdfarbtonen herzustellen.

(4)"Vorhandene Sockelhéhen sind sichtbar zu er-
halten. 2Bei der Neuerrichtung von Gebauden
sowie der Neugestaltung von Fassaden durch
MaRnahmen nach § 2 Abs. 2 dieser Satzung sol-
len grundsétzlich die im Umgebungsbereich vor-
handenen Sockelausfiinrungen hinsichtlich Ma-
terialitat und Farbe aufgenommen werden. 3Die
Sockel sind in Naturstein, Ziegel oder verputzter
Oberflache in den Farbtdnen jeweils naturrot
braun oder grau auszufihren. “Die Ausfluhrung in
gléanzenden oder polierten Oberflachen ist unzu-
lassig.



§ 6 Gestaltung Fenster

Teilbereich A (hist. Ortskern)

(1)

Das vorhandene Bild der insbesondere fach-
werktypischen Fassadendffnungen ist zu er-
halten und bei Neubauten entsprechend auf-
zunehmen.?Bauzeittypische Fensteraufteilun-
gen sind zu erhalten. 3Fenster und Turen sind
im stehenden Format auszufiihren, davon
ausgenommen sind erdgeschossige Schau-
fenster. *Sie miissen von den Gebaudekanten
einen Abstand von mindestens 1,25 m einhal-
ten.

Klappladen aus Holz und historische Tore so-
wie handwerklich ausgefiihrte, bauzeittypi-
sche Haustliren aus Holz sollen erhalten wer-
den.

Sofern Klappladen neu angebracht werden,
sind diese ausschlieBlich in Holz und in ge-
deckten Farben auszuflhren.

Nach auflen sichtbare Aufsatzrollladen sowie
Vorbaurollldden sind unzulassig.

"Worhandene Fenster- und Turkonstruktionen
aus Holz sollen erhalten bzw. aus Holz erneu-
ert werden. 2Bei der Neuerrichtung von Ge-
bauden sind andere Materialien in gedeckten
Erd- und Naturténen zulassig. 3Ausgeschlos-
sen sind Holzimitate.

Sprossen sind glasteilend oder als Wiener
Sprosse auszufiihren.

Teilbereich B (griinderzeitliche Erweiterung)

(1) 'Das vorhandene Bild der bauzeittypischen

Fassaden6ffnungen ist zu erhalten.

2Bauzeittypische Fensteraufteilungen sind zu
erhalten. 3Fenster und Tlren sind im stehen-
den Format auszufiihren, davon ausgenommen

sind erdgeschossige Schaufenster.

wie handwerklich ausgefiihrte,

bauzeittypische Haustlren aus Holz sollen er-

halten werden.

(3)

ten Farben auszufiihren.

(4) Nach auflen sichtbare Aufsatzrollldden sowie

Vorbaurollladen sind unzulassig.

(5) "Vorhandene Fenster- und Tirkonstruktionen
aus Holz sollen erhalten bzw. in Holz erneuert
werden. 2Bei der Neuerrichtung von Geb&uden
sind andere Materialien in gedeckten Erd- und
Naturténen zuldssig. *Ausgeschlossen sind

Holzimitate.

(6) Sprossen sind glasteilend oder als Wiener

Sprosse auszufiihren.

Klappladen aus Holz und historische Tore so-

Sofern Klappladen neu angebracht werden,
sind diese ausschlieflich in Holz und in gedeck-



§ 7 Gestaltung Werbeanlagen

Teilbereich A (hist. Ortskern)

(1) Werbeanlagen sind im Sinne der HBO alle orts-

festen oder ortsfest genutzten Anlagen, die der
Ankiindigung, der Anpreisung oder als Hinweis
auf Gewerbe oder Beruf dienen und die vom 6f-
fentlichen Verkehrsraum aus sichtbar sind.

(2) Werbeanlagen sind ausschlieRlich an der Statte

der Leistung im Bereich des Erdgeschosses zu-
lassig.

(3) 'Je Gebaude sind maximal 2 Werbeanlagen zu-

lassig 2Die Werbeanlagen haben sich hinsicht-
lich ihrer Platzierung an der Fassadengliede-
rung und hinsichtlich ihrer Farbe an der Fassa-
dengestaltung zu orientieren.

'Die Lénge der Werbeanlagen darf 1/3 der
Lange der Stralenfassade des Gebaudes nicht
Uberschreiten. 2Die Hohe der Werbeanlagen
darf 50cm nicht (berschreiten. 3Sie missen ei-
nen Abstand von mindestens 50cm zu den Ge-
baudekanten einhalten. 4Schaukasten dirfen
eine GroRe von 50x50cm nicht Uberschreiten.
5Schaufensterbeklebungen diirfen nicht mehr
als ein % der Schaufensterflache einnehmen.

Unzulassig sind Werbeanlagen mit bewegtem
Licht sowie akustische oder akustisch unter-
stitzte Werbeanlagen sowie Fotorealistische
Darstellungen insbesondere von Korperteilen,
Speisen und Getranken.

Teilbereich B (griinderzeitliche Erweiterung)

(1)

Werbeanlagen sind im Sinne der HBO alle orts-
festen oder ortsfest genutzten Anlagen, die der
Ankiindigung, der Anpreisung oder als Hinweis
auf Gewerbe oder Beruf dienen und die vom
offentlichen Verkehrsraum aus sichtbar sind.

Werbeanlagen sind ausschlieflich an der
Statte der Leistung im erdgeschossigen Be-
reich bis maximal zur Oberkante der Brustung
des 1. Obergeschosses zulassig.

Je Nutzungseinheit sind maximal 3 Werbean-
lagen zulassig 2Die Werbeanlagen haben sich
hinsichtlich ihrer Platzierung an der Fassaden-
gliederung und hinsichtlich ihrer Farbe an der
Fassadengestaltung zu orientieren.

'Die Lange der Werbeanlagen darf 2/3 der
Lange der Strallenfassade des Gebaudes
nicht tiberschreiten. 2Die Hohe der Werbeanla-
gen darf 80cm nicht Uberschreiten. 3Sie mus-
sen einen Abstand von mindestens 50cm zu
den Gebaudekanten einhalten. 4Schaukasten
dirfen eine GroRe von 50x50cm nicht (iber-
schreiten. 5Schaufensterbeklebungen dirfen
nicht mehr als ein Vs der Schaufensterflache
einnehmen.

Unzulassig sind Werbeanlagen mit bewegtem
Licht sowie akustische oder akustisch unter-
stiitzte Werbeanlagen sowie Fotorealistische
Darstellungen insbesondere von Kérperteilen,
Speisen und Getranken.



§ 8 AuBenanlagen und Freiflichen

Teilbereich A (hist. Ortskern)

(1) 'Einfriedungen zu offentlichen Flachen sind
ausschlieflich als Mauer, Hecke oder Holzzaun
mit vertikaler Lattung in einer Hohe bis 1,80m
herzustellen. 2Einfriedungsmauern sind mit der
Fassadengestaltung abzustimmen. 3Die Einfrie-
dungsmauern sind in Naturstein, Ziegel oder
verputzter Oberflache in den Farbtdnen jeweils
naturrot (Farbton Ausgangsmaterial), braun o-
der grau auszuflhren. “Die Ausfiihrung in glan-
zenden oder polierten Oberflachen ist unzulas-

sig.

(2) Bruchsteinmauern und Sandsteinpfosten sollen
erhalten werden.

(3) Grundstiicksfreiflichen sind im Sinne von § 8
Abs. 1 HBO zu begrinen oder zu bepflanzen.

Teilbereich B (griinderzeitliche Erweiterung)
(1) 'Einfriedungen zu o6ffentlichen Flachen sind
ausschlieflich als Mauer, Hecke oder Holz-
zaun mit vertikaler Lattung in einer Hohe bis
1,80m herzustellen. 2Einfriedungsmauern sind
mit der Fassadengestaltung abzustimmen.
3Die Einfriedungsmauern sind in Naturstein,
Ziegel oder verputzter Oberflache in den Farb-
tdnen jeweils naturrot (Farbton Ausgangsma-
terial), braun oder grau auszufiihren. “Die Aus-
fihrung in glanzenden oder polierten Oberfla-
chen ist unzulassig.

Sandsteinpfosten und —Sockel sollen erhalten
werden.

Grundstucksfreiflachen sind im Sinne von § 8
Abs. 1 HBO zu begriinen und zu bepflanzen.

§ 9 Technische Anlagen

Teilbereich A (hist. Ortskern)

(1) 'Solaranlagen sind ausschlieBlich mit matter
Oberflache geordnet ohne wechselnde Ausrich-
tung (horizontal/vertikal) oder Formate anzu-
bringen. 2Eine treppenartige Randausbildung ist
nicht zulassig.

Antennen- und Satellitenanlagen sind, sofern es
ein entsprechender Empfang zuldsst, nur an
dem der StraRe abgewandten Gebaudebereich
anzubringen.

Teilbereich B (griinderzeitliche Erweiterung)

(1) 'Solaranlagen sind ausschlieRlich mit matter
Oberflache geordnet ohne wechselnde Austrich-
tung (horizontal/vertikal) oder Formate anzubrin-
gen. 2Eine treppenartige Randausbildung ist
nicht zulassig.

(2) Antennen- und Satellitenanlagen sind, sofern
es ein entsprechender Empfang zul@sst, nur an
dem der Strale abgewandten Geb&audebereich
anzubringen.

§ 10 Abweichungen

Abweichungen von den Vorschriften dieser Satzung kdnnen im Einzelfall gem. § 73 Abs. 1 HBO insbesondere
dann zugelassen werden, soweit eine abweichende Gestaltung die Ziele dieser Satzung besser verwirklicht oder
die Ziele dieser Satzung nicht wesentlich beeintréchtigt.

§ 11 Ordnungswidrigkeiten

'Wer vorsatzlich oder fahrlassig gegen die Bestimmungen der §§ 3-9 dieser Satzung verstoRt, handelt ordnungs-
widrig im Sinne von § 86 Abs. 1 Nr. 23 HBO. 20rdnungswidrigkeiten nach Satz 1 kdnnen gemaR § 86 Abs. 1 Nr.
23, Abs. 3 HBO jeweils mit einer GeldbuRe bis zu fiinfzehntausend Euro geahndet werden. 3Das Gesetz tber
Ordnungswidrigkeiten (OWiG) findet in seiner jeweils giiltigen Fassung Anwendung. “Zusténdige Verwaltungsbe-
horde im Sinne des § 36 Absatz 1 Nr. 1 OWiG ist der Magistrat der Stadt Offenbach am Main.



§ 12 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer offentlichen Bekanntmachung in Kraft.

Offenbach am Main, den 17.10.2022

Dr. Felix Schwenke
Oberbiirgermeister
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1 Anlass, Zweck und Ziel der Satzung (zu 81)

Der Burgeler Ortskern ist trotz zahlreicher Eingriffe und starken Uberformungen ein identitatsstiften-
der sowie kultur- und architekturhistorisch wichtiger Bereich, der z. T. denkmalgeschtzt ist. Er ist
durch eine historische Fachwerkbebauung und eine grinderzeitliche Bebauung gepragt. Die grof3-
tenteils zweigeschossige, Fachwerkbebauung beeinflusst mit ihrer kleinteiligen Dachlandschaft und
engrdumigen Gassen das dorflich-landwirtschaftliche Ortshild. Der angrenzende grunderzeitliche
Ortskern wird gepragt durch eine meist zwei- bis dreigeschossige Bebauung. Die dortigen Wohn- und
Geschéftsgebaude besitzen verputzte oder in Sichtmauerwerk ausgefiihrte durch Naturstein, Werk-
stein oder Klinker gegliederte Fassaden mit Erkern, Zwerchh&usern oder Ziergiebeln. Einige Bauten
haben variantenreiche Fassadengliederungen mit z. T. Sandsteinelementen. Die grinderzeitliche Be-
bauung besitzt belebte, geneigte und geschlossene Dachlandschaften.

Die beiden Bereiche bilden mit ihren jeweils spezifischen Eigenschaften das charakteristische Biir-
geler Ortshild. Daher hat sich die Stadt Offenbach zum Ziel gesetzt, das Ortshild und die Bausubstanz
des Birgeler Ortskerns durch eine Gestaltungssatzung zu erhalten, zu sichern und zu gestalten.

Die Gestaltungssatzung bildet dabei gemal § 91 der Hessischen Bauordnung (HBO) das rechtliche
Instrumentarium zur Sicherung dieser fur Birgel wesentlichen Merkmale stadtebaulicher und archi-
tektonischer Gestalt. Sie enthélt Reglungen fir Gebaude, Dacher, Fassaden, Fenster- und TUroff-
nungen, Werbeanlagen, Freiflachen und AulRenanalgen sowie technische Anlagen. Die Gestaltungs-
satzung kann jedoch als kommunales Regelwerk kein Landes- oder Bundesrecht, wie z. B. Bauge-
setzbuch (BauGB) oder Benutzungsverordnung (BauNVO), tUiberschreiben. Daher bleiben die tber-
geordneten gesetzlichen Regelungen durch die Satzung unbertihrt. Zudem haben die denkmalpfle-
gerischen Auflagen stets Vorrang vor der Satzung. Gleichwohl ermdglicht die Satzung den Erhalt und
die Sicherung der charakteristischen Gestaltungsmerkmale Birgels.

Die Satzung nimmt Uber die Zielsetzung des Bewahrens hinaus auch die Zukunft in den Blick. So hat
sie auch zum Ziel, die wesentlichen Gestaltungsmerkmale Biirgels fur die Zukunft zu férdern und
einen angemessenen, gestalterischen Standard fur die Zukunft zu etablieren. Hierfir wurden die
Festsetzungen mit zeitgemaflen Wohn-, Lebens- und Versorgungsanspriichen sowie mit aktuellen
Bemiihungen um Klimaschutz und nachhaltiger Innenentwicklung austariert. Zudem stellt die Satzung
eine praxisorientierte Planungshilfe dar und sensibilisiert fir den Wert der historischen Strukturen.

Die inhaltlichen Grundlagen fir die Festsetzungen der Gestaltungssatzung basieren auf der Denk-
maltopographie sowie Arbeiten im Rahmen der Erstellung des Integrierten Stadtteilentwicklungskon-
zepts fur das Forderprogramm ,Lebendige Zentren®. In diesem Zuge fanden 2016 und 2019 eine
umfassende Kartierung sowie Analyse des Ortsbilds und der vorhandenen Bebauungsstrukturen
statt. 2017 und 2020/ 21 erfolgte zudem eine breite Beteiligung der Birgeler Zivilgesellschaft.

Die Umsetzung der Satzung wird durch das Férderprogramm ,Lebendige Zentren® und dessen Mal}-
nahmen begleitet. So werden Eigentiimerinnen und Eigentiimer fachlich durch einen Stadtteilarchi-
tekten und finanziell durch ein Anreizprogramm unterstiitzt. Zudem unternimmt die Stadt Offenbach
im Rahmen des Forderprogrammes verschiedene Mal3nahmen zur Sicherung sowie nachhaltigen und
qualitatsvollen Entwicklung des Ortskerns. Die Satzung soll jedoch auch unabhangig davon uber die
Laufzeit des Forderprogramms hinaus ihre positive Wirkung auf die Sicherung des Ortsbilds entfalten.



2 Rechtsrahmen und Wirksamkeit der Satzung (zu 8 2 und § 3)

2.1 Rechtsgrundlage

Die Hessische Bauordnung erméglicht den Kommunen, bestimmte Vorgaben fir bauliche Anlagen
durch den Erlass von Satzungen als ortliche Bauvorschriften zu machen. Um Ziel und Zweck der
Gestaltungssatzung nach Ziffer 1 zu erreichen findet die Satzung ihre einschlagige Rechtsgrundlage
in 891 Abs. 1 Nr. 1, 2,5, 6 und 7 HBO.

2.2 Raumlicher Geltungsbereich (zu § 2 (1))

Der raumliche Geltungsbereich der Gestaltungssatzung wurde aus der Ortsentwicklung Blirgels, wel-
che noch heute im Stadtgrundriss sichtbar ist, abgeleitet. Auch flieBen die Denkmaltopografie, die
Kartierungen und Analysen des Ortsbilds und der vorhandenen Bebauungsstrukturen aus den Jahren
2016 und 2019 in die Abgrenzungen hinein. Es wird zwischen zwei Bereichen unterschieden. Sie
stellen zwei stadtraumlich und bauhistorisch in sich zusammenhangende Siedlungsbereiche dar, fir
die jeweils spezifische Festsetzung geregelt werden.

Die Keimzelle des heutigen Blirgels um die Pankratiuskirche ist noch heute an den engen Gassen im
Stadtgrundriss raumlich gut ablesbar. Der Ortskern ist gepragt durch eine grofitenteils zweigeschos-
sige Fachwerkbebauung mit einer kleinteiligen, geschlossenen und steilen Dachlandschaft. Hier be-
findet sich auch die denkmalgeschitzte ,Gesamtanlage Alte Ortskern Biirgel“, die auch einige Ein-
zelkulturdenkmaler beinhaltet. Im Stiden begrenzt die noch in einigen Teilen vorhandene Ortsbefes-
tigung den historischen Ortskern. Entsprechend wurde der Bereich zwischen Maindeich und Arnold-
stral3e bzw. zwischen StiftstralBe und der Ortsmauer als Geltungsbereich A festgelegt.

An den historischen Ortskern grenzt dstlich und stdlich die griinderzeitliche Sieglungserweiterung,
welche wahrend der Industrialisierung entstand. Sie entwickelte sich u. a. entlang der Haupterschlie-
Bungsachsen Offenbacher Strale, LangstraBe und Von-Behring-Strale sowie Schoénbornstralle.
Durch die rasterférmigen Straf3en ist dieser Bereich ebenfalls gut am Ortsgrundriss ablesbar. Die
StralRen werden geprégt durch zwei- bis dreigeschossige Wohn- und Geschéaftsgebaude mit beleb-
ten, kleinteilig strukturierten Fassaden. Die Dachlandschatft ist typischerweise geneigt und geschlos-
sen, aber zugleich z. B. durch Zwerchhéauser oder Eckbetonungen belebt. Stellenweise finden sich in
diesem Bereich kleinere denkmalgeschiitzte Gesamtanlagen sowie Einzelkulturdenkmaéler. Im Osten
reicht der Bereich bis an die Von-Behring-Strafe und im Norden bis an die Stiftstral3e, bevor er durch
einen stadtebaulichen Bereich aus den Nachkriegsjahren abgeldst wird. Im Siiden verschmalert er
sich bis an die Bildstockstral3e.

Der Geltungsbereich der Gestaltungssatzung orientiert sich auch am Programmgebiet der ,Lebendi-
gen Zentren®, bezieht jedoch in den Randbereichen dartuberhinausgehend auch die Randbebauun-
gen oOffentlicher Stral3en und Platze mit in den Geltungsbereich ein.

Nachfolgende Abbildung der Stadt Offenbach stellt den Geltungsbereich der Satzung sowie das For-
dergebiet der ,Lebendigen Zentren® dar.
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2.3 Anwendungsbereich (zu § 2 (2))

Der inhaltliche Anwendungsbereich der Satzung bezieht sich auf alle MaRnahmen an baulichen An-
lagen nach § 2 Abs. 1 und 2 HBO. Dies kénnen z. B. Neubauten, An- und Umbau, Wiederaufbau
sein. Auch Sanierungs-, Renovierungs-, Instandhaltungs-, Instandsetzungs- und Modernisierungs-
mafinahmen oder Aufstockungen fallen unter die Satzung.

Bauliche Anlagen koénnen sein u. a. Baukorper, Dacher, Fassaden, Fenster und Tiren. Auch techni-
sche Anlagen (Solaranlagen, Antennen- und Satellitenanlagen), Grundstucksfreiflachen und deren
Einfriedungen sowie Werbeanlagen fallen unter die Satzung.

2.4 Verhéltnis der Gestaltungssatzung zu anderen Regelungen (zu 8§ 2(3))

Im Geltungsbereich der Satzung befinden sich viele Gebaude, die unter Denkmalschutz stehen.
Diese sind in der Denkmaltopografie zu finden bzw. beim Landesamt fiir Denkmalpflege zu erfragen.
Die Regelungen und Festsetzungen des Hessischen Denkmalschutzgesetzes (HDSchG) werden
nicht durch die Satzung aufgehoben. Dies bedeutet, dass die denkmalpflegerischen Auflagen stets
Vorrang vor dem Regelwerk dieser Satzung haben. Uber das HDSchG kénnen durchaus strengere
Mal3stabe und weitergehende Anforderungen an die baulichen und technischen Anlagen gestellt wer-
den. Alle MaRnahmen an Baudenkmalen und ihrer Nachbarschatft bedirfen der Genehmigung nach
dem HDSchG.

Die Gestaltungssatzung kann als kommunales Regelwerk kein Landes- oder Bundesrecht, wie z. B.
BauGB oder BauNVO, uberschreiben. Daher bleiben die tbergeordneten gesetzlichen Regelungen,
insbesondere hinsichtlich des Brandschutzes, des StraBen- und Verkehrsrechts, des Bauplanungs-
und Bauordnungsrechtes durch diese Satzung unberihrt. Sie kdnnen nicht durch die Gestaltungs-
satzung ersetzt bzw. aufgehoben werden.

Gerade durch viele kleine unpassende Mafinahmen, die in ihrer Gestalt in den 6ffentlichen Raum
hineinwirken, kann das Ortsbild empfindlich gestdrt werden. Mit der Gestaltungssatzung besteht ein
Werkzeug, um diese MalRnahmen gestalterisch zu regein.



3 Festsetzungen fur den Bereich A (historischer Ortskern) (zu § 3 bis § 9)

3.1 Baukorper (zu § 3)

Der historische Ortskern entwickelte sich aus einem bé&uerlich gepragtem Dorf mit engen Gassen im
Bereich zwischen Maindeich und Strackgasse. Typischerweise herrscht eine aufgelockerte und klein-
teilige Anordnung der Gebaude. Damit Neubauten sich auch durch ihre Anordnung in den histori-
schen Ortskern einfligen, ist die Entwicklung ihrer Firstrichtung aus der am Standort typischen First-
richtung notwendig. Auch bei Aufstockungen ist die den Standort stadtebaulich pragende Firstrich-
tung wiederaufzunehmen.

Die kleinen, teils unregelmafiig zugeschnittenen Grundstiicke fuhren zu einer Bebauung mit Uber-
schaubarer Kubatur. Die Gebaudehéhe beschrankt sich weitgehend auf zwei Geschosse, sodass die
Unterschiede zwischen den jeweiligen Traufkanten typischerweise gering sind. Daher sieht die Sat-
zung fur ein harmonisches Ortsbild vor, dass der maximale Unterschied zwischen benachbarten
Traufkanten eine Héhe von 1,50 Meter nicht tUberschreitet. Sollte dies aufgrund einer zu grof3en Ge-
samthdhe der angrenzenden Nachbarbebauung nicht mdglich sein, ist die stadtebaulich pragende
Traufhéhe anzunehmen.

Durch die kleinteiligen Grundstiicke ergeben sich zusammen mit einer historischen, variantenreichen
Fassadengestaltung als Uberschaubare, individuelle Einheiten ausgebildete Gebaude. Ziel ist es,
diese kleinteiligen, individuellen Gebaudeeinheiten zu erhalten und wiederaufzunehmen. Dies kann
durch eine geringe Kubatur sowie durch eine Gliederung der Fassade mittels unterschiedlicher Far-
ben und Materialien oder Fassadenelementen, wie z. B. Vor- und Rickspriinge, geschehen. Hierbei
sind die Regelungen zur Fassadengestaltung (siehe 3.3 bzw. § 5) beachten.

3.2Dacher (zu § 4)

Typisch fir den historischen Ortskern Birgels ist die relativ steile Dachlandschaft, daher gibt die Ge-
staltungssatzung fir Hauptgebaude, welche sich architektonisch durch eine vergleichsweise grof3ere
Kubatur auszeichnen, das Satteldach als grundsatzliche Dachform mit einer steilen Neigung von 40
bis 60 Grad vor. Um die weitgehend symmetrisch ausgeftihrte und ruhige Dachlandschaft nicht zu
stdren, muss die Dachneigung an beiden Seiten des Daches eines Baukotrpers bzw. an den jeweili-
gen Ortgangen einheitlich erfolgen. Dies soll z. B. eine 40 Grad Neigung an der einen Dachseite und
eine 55 Grad Neigung an der anderen vermeiden.

Im historischen Ortskern sind vereinzelt besondere Dachformen, wie Mansarddacher, vorhanden. Sie
wurden vor 1914 errichtet. Diese sind zu erhalten. Dahingegen kénnen Gebaude, die sich den Haupt-
gebduden architektonisch durch eine kleinere Kubatur unterordnen, andere Dachformen besitzen.
Dies kdnnen z. B. Flachdacher bei Garagen oder Pultdacher bei Schuppen sein.

Matte, naturrote Tonziegeleindeckungen pragen die Dachlandschaft des historischen Blirgeler Orts-
kerns, daher werden Dacheindeckungen auf (Ton)Ziegel beschrankt. Die Farbe dieser soll einen ro-
ten Farbton besitzen, welcher nattrlich im Ausgangsmaterial (Ton) vorkommt. Auch sollen die Ziegel



eine matte Oberflache besitzen, um stérende Reflektionen zu vermeiden. Stellenweise sind im histo-
rischen Ortskern Schieferdacher vorhanden. Diese sind zu erhalten. Sollten sie nicht mehr erhalten
werden konnen, sind sie materialgleich zu ersetzen.

Eine Vielzahl von Materialien, Farben und Oberflachenstrukturen fiihrt zu einer stadtebaulich uner-
winschten Unruhe und stort das Erscheinungsbild der weitgehend ruhigen und einheitlichen Dach-
landschaft. Daher sieht die Gestaltungssatzung fiir Neubauten, Dachneubauten und Aufstockungen
eine einheitliche Eindeckung vor. Demnach mussen die jeweiligen Dachflachen, Gauben, Vordacher
etc. die gleiche Farbe und das gleiche Material besitzen.

Um die charakteristische, geschlossene Dachlandschaft im historischen Birgeler Ortskern nicht zu
stdren, sind Zwerchhauser und Dacheinschnitte, wie z. B. Dachloggien oder Dachterrassen, ausge-
schlossen. Dachflachenfenster sind hingegen erlaubt, um zeitgeméaf3e Anspriche an Wohn- und Le-
bensqualitat zu bertcksichtigen. Jedoch regelt die Satzung ihre Platzierung und ihre Gro3e respek-
tive ihren Flachenanteil an der jeweiligen Dachflache, um eine Stérung der geschlossenen Dachland-
schaft zu reduzieren. So soll durch ein Abriicken der Fenster von 1,25 Meter zum Ortgang eine Rah-
mung des Daches um die Fenster bestehen bleiben. Zudem darf der Flachenanteil aller Dachflachen-
fenster nur ein Flnftel bzw. 20 % der jeweiligen Dachflache ausmachen.

Auch Gauben sind in Hinblick auf die Férderung von Wohnnutzung und der damit einhergehenden
Notwendigkeit von Belichtung der Dachrdume erlaubt. Da das Dach als Abschluss der Fassade ein
wesentliches Gestaltungsmerkmal eines Gebaudes ist und mit der Fassade korrespondiert, muss
sich die Platzierung der Gauben jedoch fiir ein harmonisches Bild an den darunterliegenden Fenster-
achsen orientieren. lIdealerweise sind mehrere Einzelgauben einer gro3en Gaube vorzuziehen. Zu-
dem soll keine gestalterische Unruhe durch eine Vielzahl unterschiedlicher Gauben entstehen. Je
Baukdrper soll nur eine Gaubenform verwendet werden. So sollen auf einem Dach beispielsweise
Schlepp- und Satteldachgaube nicht nebeneinander verwendet werden.

3.3 Fassaden (zu 8 5)

Besonders ortsbildpragend sind historische Fachwerkfassaden. Sie zeichnen sich durch ein sichtba-
res, teilweise mit einfachen Schmuckelementen verziertes Holzgebalk aus. Entsprechend darf eine
Fachwerkfassade nicht nachtraglich verputzt oder verkleidet werden, auRer wenn ein dauerhafter
Erhalt ohne solche MalRnahmen in Frage steht. Sichtbares Fachwerk ist im Schadensfall zimmer-
mannsmalig zu reparieren. Einige Fassaden, insbesondere die Wetterseiten der Geb&aude, sind or-
namental verschiefert. Auch diese Fassadengestaltung ist als Element der ortsbildpragenden Klein-
teiligkeit zu erhalten.

Durch das typische in Holz ausgefuhrtem Konstruktionsprinzip der historischen Gebaude ergibt sich
eine charakteristische, kleinteilige Gliederung der Fassade. Diese zeichnet sich durch einen flachen-
haften Wandcharakter, historisches Holzgebalk und oft vorkragende Obergeschosse sowie durch die
gliedernde Anordnung von Fenster- und Turoffnungen (siehe 3.4 bzw. § 7) aus. Diese kleinteilige
Gliederung ist fir ein harmonisches Gesamtbild auch bei Neubauten anzuwenden.



Die harmonische Wirkung des historischen Birgeler Ortsbildes resultiert zudem aus einer tberschau-
baren, zurtickhaltenden Farb- und Materialauswahl. Historisch bedingt standen fur Farb- und Materi-
alauswahl nur eine regional beschrankte Auswahl zur Verfugung. Entsprechend gibt die Satzung ein
gedecktes Farbspektrum aus Erd- und Naturténen vor. Dies sind Farbtone, die auf Erd- oder Natur-
pigmenten beruhen, z. B. Beigetdne. Entsprechend gibt die Satzung ein gedecktes Farbspektrum aus
Erd- und Naturtonen vor. Der Einsatz kunstlicher Materialien (z.B. Kunststoff oder Faserzement) und
greller Farben, die das Gesamterscheinungsbild stéren, ist zu vermeiden. Auch wird fir Neubauten
ein glatter Putz vorgeschrieben, um das homogene Gesamtbild nicht zu stéren respektive es zu un-
terbrechen. Dieser ist auch in den beschriebenen Erd- und Naturtdnen auszufihren.

Der Sockel ist ein wichtiges, asthetisches Fassadenelement im historischen Ortskern. Er rahmt das
Gebaude und gibt dem Baukorper eine Basis. Zudem pragt er den engraumigen Eindruck der schma-
len Gassen. Aufgrund der Nahe zum Main und wiederkehrender Hochwasser sind im historischen
Ortskern unterschiedliche Sockelh6hen vorhanden, daher gibt die Satzung vor, dass die am Standort
vorhandenen respektive stadtebaulich pragenden Sockelhéhen zu erhalten bzw. aufzunehmen sind.

Das Farbspektrum des Sockels korrespondiert mit der Fassadenfarbe und bewegt sich im Bereich
naturrot (Sandstein), braun bis grau (Kalkstein oder Basalt). Auch hier sind grelle Farben und glan-
zende Materialen, inshesondere keramische Verblendungen, wie z.B. Fliesen, zu vermeiden, da sie
den zuriickhaltenden Gesamteindruck stéren. Bei Neubauten sind die Farben, Materialen und auch
die Hohen der Sockel an Nachbargebauden aufzugreifen.

Sollten beispielsweise Anforderungen an die Barrierefreiheit keinen Sockel zulassen, muss zumin-
dest die optische Wahrnehmbarkeit des Sockels sichergestellt sein. So sollte sich der Sockel optisch
vom Rest der Fassade durch eine andere Materialitat oder Farbe unterscheiden. Dabei sind die be-
schriebenen Regelungen zu Material und Farbe zu bertcksichtigen. Ziel ist, dass ein abgesetzter
Bereich, der die Fassade anstelle eines baulichen Sockels gliedert, entsteht und die charakteristische
Fassadengliederung wieder aufgegriffen wird.

3.4 Fenster- und Turoffnungen (zu § 6)

Die Anordnung der Fenster- und Turdffnungen pragt insbesondere auch die Fassadengliederung. Die
im historischen Ortskern typische Anordnung der Fenster- und Turdffnungen ergibt sich durch die in
Holz ausgefiihrte (Fachwerk)Konstruktion der Gebaude. Da Fenster- und Turéffnungen konstrukti-
onsbedingt nur auf schmalen Flachen zwischen den Holzkonstruktionselementen angeordnet werden
konnten, ergibt sich eine kleinteilige, hochformatige Anordnung von Fenster- und Turéffnungen. Fens-
ter und Turen im liegenden Format sind dementsprechend uniblich, daher sind nur stehende Formate
zulassig. Die Kkleinteilige Gliederung und das stehende Format sind fur ein harmonisches Gesamtbild
auch bei Neubauten anzuwenden.

Charakteristisch sind Fensteraufteilungen durch Sprossen, sodass diese zu erhalten sind. Sollten bei
einem Austausch der Fenster oder bei Neubauten ebenfalls Sprossen als Untergliederung der Fens-
ter hergestellt werden, dann nur glasteilend oder als Wiener Sprosse.



Da im Birgeler Ortskern neben der Wohn- auch die Versorgungsfunktion gestarkt werden soll, sind
Schaufenster im Erdgeschoss mdglich. Allerdings miissen sich diese aus der Fassade jedes einzel-
nen Gebaudes herausentwickeln und einen Abstand von 1,25 Meter von der Geb&udekante haben.
Dadurch sind die Gebaudekonturen weiterhin ohne optische Unterberechnung erkennbar.

Typisch fur den historischen Ortskern sind Klappladen aus Holz. Sie gliedern die Fassade und erzeu-
gen einen dorflichen Gesamteindruck. Auch historische Scheunentore und Haustiren aus Holz tra-
gen zur dorflichen-landlichen Pragung bei. Mdglichkeiten der Verschattung bzw. des Sonnenschutzes
durch sichtbare Aufsatz- und Vorbaurollladen sowie deren Kasten sind unzuléssig, da sie u. a. Teile
des Fensters oder der Fassade verdecken und das Ortsbild stéren. Dahingegen sind Rollladen, deren
Kasten oder Aufsatze, die sich an nicht sichtbaren Bereichen der Fassade, z. B. unter dem Putz
befinden, erlaubt. Dies ist beispielsweise bei Neubauten oder massiv erneuerten Erdgeschossen an-
wendbar. Sollte deren Herstellung unter dem Putz konstruktiv nicht moglich sein, konnen Klappladen
angebracht werden. Diese sollen aus Holz und in den typischen gedeckten Farbtonen ausgefiihrt
werden, um die Fassadenanmutung und den historischen Gesamteindruck nicht zu stéren.

Malgeblich zur Gestaltung der Fassade und damit zur Pragung des stral3enrdumlichen Gesamtein-
drucks tragt auch die Ausfuihrung der Fenster- und Turkonstruktion bei. Im historischen Ortskern ist
eine Ausfihrung aus Holz typisch. Dies ist zu erhalten. Sollte dies nicht (mehr) mdglich sein, sind die
Konstruktionen in Holz zu erneuern. Bei Neubauten kann auf andere Materialien in gedeckten Farben
zurlickgegriffen werden, z. B. Aluminium. Holzimitate stéren hingegen das Bild der Fassade und sind
unzulassig.

3.5 Werbeanlagen (zu § 7)

Werbeanlagen sind im Sinn der HBO Anlagen, die der Ankindigung, der Anpreisung oder als Hinweis
auf Gewerbe oder Beruf dienen und die vom o6ffentlichen Verkehrsraum aus sichtbar sind. Dies kon-
nen sein: Schilder, Schaufensterbeklebungen oder Fahnen. Sie sind ein geeignetes Mittel, Passanten
und Kunden auf einzelne Geschafte und Nutzungen aufmerksam zu machen. Im historischen Orts-
kern sind sie jedoch unlblich. Um das kleinteilige Ortshild so wenig wie mdglich zu beeintrachtigen
und dennoch die Bewerbung von Versorgungsstrukturen zu erméglichen, sind Werbeanlagen nur an
der Statte bzw. dem Ort der Leistung zuldssig. Zudem sind Werbeanlagen nur auf das Erdgeschoss
beschréankt, da sich in diesem Bereich ohnehin Ublicherweise die zu bewerbende Nutzung befindet.

Ein UbermaR an Werbung bewirkt, dass die gestalterischen Werte einer Fassade sowie das Erschei-
nungsbild des historischen Ortsbildes empfindlich gestért werden. Daher ist die Anzahl der Werbe-
anlagen je Gebaude auf zwei Werbeanlagen beschrankt. Zudem gibt die Satzung vor, dass die ma-
ximale Breite der Werbeanlagen nicht mehr als ein Drittel der Fassade Uberschreiten darf. Um einen
optischen Rahmen und sichtbare Geb&udekanten zu erzeugen, missen die Werbeanlagen mindes-
tens 50 cm von der Gebaudekante abricken. In der Héhe sind die Werbeanlagen auf 50 cm begrenzt.
Des Weiteren durfen Beklebungen nur ein Viertel der gesamten Schaufensterflache ausmachen.
Auch die Grof3e von Schaukasten ist auf 50 x 50 cm begrenzt.

Anordnung, Form und Material kdnnen den Charakter der Gebaude und damit das Ortskerns beein-
trachtigen, daher sind Werbeanlagen im Rhythmus der vorhandenen Fassadengliederung zu platzie-



ren. Dabei ist auf Fensterachsen und Fassadenelemente sowie deren Symmetrie bzw. deren Ver-
haltnis zu achten. Auch die Farbe der Werbeanlagen muss sich an der vorhandenen Fassadenfarbe
und -gestaltung orientieren. Dabei konnen z. B. Farben gewahlt werden, die im Ton der Fassade sind,
oder solche, die sich im komplementéren Bereich bewegen (siehe auch 3.3). Grelle, akustische und
blinkende Werbeanlagen oder solche mit fotorealistischen Darstellungen von Korperteilen, Speisen
und Getranken stéren hingegen die griinderzeitliche Anmutung des Ortskerns und sind unzulassig.

3.6 Freiflachen und AufRenanlagen (zu § 8)

Die Begrenzung der Grundstlicke zum offentlichen Raum ist prégend fir das gesamte Ortsbild. Um
einen harmonischen Ubergang zum offentlichen Raum zu erreichen, werden daher Festsetzungen
zur Gestaltung der Einfriedungen getroffen. Mit diesen wird das Ziel verfolgt, die Freibereiche in den
offentlichen StralBenraumes mit einzubeziehen. Mit der Zuléssigkeit von Einfriedungen bis zu 1,80 m
Uber der Verkehrsflache soll die Méglichkeit eingerdumt werden, den privaten Bereich sichtbar ab-
grenzen zu kénnen, jedoch ohne ein geschlossenes StraRenraumgefihl zu erzeugen.

Die ortstypischen Einfriedungen im Bereich des historischen Birgeler Ortskerns werden meist durch
Holzz&une, in Hinblick auf die bauerliche Pragung insbesondere Staketenzaune, oder beispielsweise
flachenhafte Hoftore hergestellt. Typisch sind auch Bruchsteinmauern und Sandsteinpfosten. Sie sind
zu erhalten, sofern es ihr Zustand zulasst.

Ortshildpragend sind auch Mauern aus Naturstein, Ziegel oder verputzter Oberflache. Die Satzung
sieht hierfur eine zuriickhaltende Farb- und Materialauswahl vor. Dies sind Farbtone, die auf Erd-
oder Naturpigmenten beruhen, z. B. Beigeténe. Der Einsatz kiinstlicher Materialien (z.B. Kunststoff
oder Faserzement) oder glanzender Materialen (ins. keramische Verblendungen, wie z.B. Fliesen)
sowie unnattrlicher, greller Farben, die das Gesamterscheinungsbild storen, ist zu vermeiden. He-
cken oder Holzzdune mit einer vertikalen Lattung sind als typische Einfriedungen moglich.

Da Birgel ein landlich gepréagtes Bauerndorf war, waren die privaten Freiflachen insbesondere im
Bereich der Strackgasse Wirtschaftshéfe, in anderen Bereichen typischerweise umfangreicher be-
grint und gartnerisch, z. T. zur Selbstversorgung gestaltet. In Hinblick auf die Klimaanpassung sind
Grundstucksfreiflachen im Sinne von 8§ 8 Abs. 1 HBO zu begriinen und zu bepflanzen.

3.7 Technische Anlagen (zu § 9)

Solaranlagen (Photovoltaik- und Solarthermieanlagen) kénnen die Ortsbild pragende Dachlandschaft
und auch die kleinteilige Fassadengliederung beeintrachtigen. Da sie jedoch aus Griinden des Kili-
mawandels bzw. CO,-Minderung auflerst wiinschenswert sind, werden sie nicht ausgeschlossen.
Vielmehr gilt es, zur Minderung der optischen Beeintrachtigungen einige gestalterische Grundregeln
einzuhalten. Die Anordnung soll bevorzugt an der vom 6ffentlichen Raum abgewandten Dach- und
Fassadenflachen, auf oder an untergeordneten Geb&auden als Montageflachen erfolgen, so denn be-
zuglich der Himmelsrichtung tauglich. Zudem sind die Elemente orthogonal und gleichmaRig, also
nicht mit wechselnder Orientierung vertikal / horizontal anzuordnen. Ein stufenartiger Versatz, z. B.



entlang von Dachkehlen ist unzulassig, da das kantige Stufenmuster stark von der kleinteiligen Dach-
landschaft ablenkt und diese verunklart. Um stérende Reflektionen zu vermeiden, sollen Solaranla-
gen eine matte Oberflache besitzen.

Auch Antennenanlagen stellen einen Stilbruch zur historischen Bebauung dar. Gleichwohl kénnen
sie aufgrund von zeitgemalf3en Wohn- und Lebensqualitatsanspriichen nicht ausgeschlossen werden.
Um Storwirkungen auf das schitzenswerte Ortsbild oder eine Haufung von Anlagen zu vermeiden,
soll im Besonderen der Blick von offentlichen Stral3en, Wegen und Platzen frei bzw. ungestért von
diesen Anlagen bleiben. Entsprechend sind Anordnungen an der vom 6ffentlichen Raum abgewand-
ten Dach- und Fassadenflachen, auf oder an untergeordneten Gebauden als Montageflachen zu be-
vorzugen, so denn beziiglich des Empfangs tauglich.
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4 Festsetzungen fur Bereich B (grinderzeitlicher Ortskern) (zu § 3 bis § 9)

4.1 Baukorper (zu 8§ 3)

Die grinderzeitliche Erweiterung entwickelte sich entlang der rasterformig angelegten StralRenziige
Ostlich und sudlich des historischen Ortskerns. Die dortigen Grundstticke folgen der Rasterform der
Stral3en und bilden zusammen mit der Bebauung einzelne Blocke. Dadurch ergibt sich je StraRenzug
eine meist einheitliche Firstrichtung bei den Geb&uden. Damit sich Neubauten harmonisch einfugen,
ist die Entwicklung ihrer Fristrichtung aus der nédheren Umgebung notwendig. Auch bei Aufstockun-
gen ist die stadtebaulich pragende Fristrichtung der ndheren Umgebung wiederaufzunehmen.

Lange, einheitliche Straenfronten sind trotz ihrer rasterformigen bzw. blockartigen Ausbildung und
deutlich groReren Kubatur als im historischen Ortskern eher untypisch fur den grinderzeitlichen Be-
reich. Vielmehr stellen die meist drei- bis viergeschossigen Gebaude durch ihre meist aufgelockerte
Anordnung entlang der Stral3en und ihrer belebten und verschiedenartigen Fassadengestaltung eine
einzelne, individuelle Einheit dar. Typisch fur die aufgelockerte Anordnung sind die symmetrischen
Doppelhauser. Ziel ist es, diese individuellen Gebaudeeinheiten zu erhalten und wiederaufzunehmen.
Dies kann durch eine geringe Kubatur sowie durch eine Gliederung der Fassade mittels unterschied-
licher Farben und Materialen oder Fassadenelemente, wie z. B. Vor- und Rickspringe, Gesimse
oder Lisenen, geschehen. Hierbei sind die Regelungen zur Fassade (siehe 4.3) zu beachten.

4.2Dé&cher (zu § 4)

Im grinderzeitlichen Bereich ist eine geneigte Dachlandschaft typisch, daher gibt die Gestaltungssat-
zung Sattel- oder Mansarddacher als grundsatzliche Dachform mit einer Neigung von mindestens 30
Grad vor. Um die weitgehend symmetrisch ausgefiihrte Dachlandschaft nicht zu stéren, muss die
Dachneigung an beiden Seiten des Daches bzw. an den Ortgangen einheitlich erfolgen. Dies soll z.B.
eine 40 Grad Neigung an der einen Dachseite und eine 55 Grad Neigung an der anderen vermeiden.

Stellenweise sind besondere, historische Dachformen, welche vor 1914 errichtet wurden, vorhanden:
z. B. Mansarddacher oder kunstvolle Turmhauben. Sie sind zu erhalten. Dahingegen kdnnen Ge-
baude, die sich den Hauptgebauden architektonisch durch eine kleinere Kubatur unterordnen, andere
Dachformen besitzen: z. B. Flachdacher bei Garagen oder Pultdacher bei Schuppen.

Matte Dacheindeckungen im Farbspektrum von braun bis zu anthrazit prdgen die Dachlandschaft des
grinderzeitlichen Birgeler Ortskerns, daher werden Dacheindeckungen auf Braun- und Anthrazit-
farbtone beschrankt. Auch erlaubt ist ein roter Farbton, der natirlich im Ausgangsmaterial (Ton) vor-
kommt. Zudem soll die Dacheindeckung eine matte Oberflache besitzen, um stérende Reflektionen
zu vermeiden. Neben Ziegeln sind auch Dachsteine, welche aus Beton hergestellt sind, im beschrie-
benen Farbspektrum erlaubt.

Eine Vielzahl von Materialien, Farben und Oberflachenstrukturen fihrt zu einer stadtebaulich uner-
wuinschten Unruhe und stort das Erscheinungsbild der weitgehend einheitlichen Dachlandschaft. Da-
her sieht die Gestaltungssatzung fir Neubauten und Dachneubauten eine einheitliche Eindeckung
vor. Demnach muissen die jeweiligen Dachflachen, Gauben, Vordacher etc. die gleiche Farbe und
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das gleiche Material besitzen. Stellenweise sind im grinderzeitlichen Ortskern Schieferdéacher vor-
handen. Diese sind sie zu erhalten. Sollten dies nicht moglich sein, sind sie ebenfalls durch Schiefer
zu ersetzen.

Typisch fur den grinderzeitlichen Ortskern Burgels sind geschlossene Dachflachen, daher schlief3t
die Satzung Dacheinschnitte, wie z. B. Dachloggien oder Dachterrassen, aus. Dahingegen sind Gau-
ben und Zwerchh&user fur die belebte Dachlandschaft durchaus charakteristisch und somit zuléssig.
Auch Dachflachenfenster sind in Hinblick auf die Férderung von Wohnnutzung und der damit einher-
gehenden Notwendigkeit von Belichtung der Dachraume erlaubt. Ihre Platzierung soll sich an den
darunterliegenden Fensteroffnungen und der Fassadengliederung orientieren, um ein harmonisches
Gebaudebild zu erzeugen.

4.3 Fassaden (zu § 5)

Eine variantenreiche Gliederung der Fassaden prégt den griinderzeitlichen Gesamteindruck. Die ty-
pische Fassadengliederung besteht aus Gesimsen, Bandern, Lisenen oder Fenstergewanden aus
Sandstein, Werkstein, und Klinker. Stellenweise sind auch Fachwerkfassaden oder Fassaden mit
einem historischen Strukturputz (z.B. Besenstrichputz oder im Sockelbereich Kieselwurfputz), wel-
cher vor 1914 angewendet wurde, vorhanden. Dieser ist zu erhalten. Im Bereich der griinderzeitlichen
Erweiterung herrschen entstehungszeitlich zwei Typen der Fassadengestaltung vor: die Putzfassade
mit z.T. reichen Schmuckelementen in kontrastierendem Material, oder die Klinkerfassade mit
Schmuckelementen in farblich abgesetztem Klinker und ergédnzenden Natursteinelementen. Ziel ist
es, beide Typen der Fassadengestaltung zu erhalten.

Im griinderzeitlichen Bereich herrschen zuriickhaltenden Farbspektren und eine tberschaubare Ma-
terialauswahl vor. Dies ergibt einen abgestimmten und harmonischen Gesamteindruck. Entsprechend
gibt die Satzung ein gedecktes Farbspektrum aus Erd- und Naturténen vor. Dies sind Farbtone, die
auf Erd- oder Naturpigmenten beruhen, z. B. Beigetone. Der Einsatz kinstlicher Materialien (z.B.
Kunststoff oder Faserzement) und unnatirlicher, greller Farben, die das Gesamterscheinungsbild
stdren, ist zu vermeiden. Fir Neubauten wird ein glatter Putz in Erd- und Naturténen vorgeschrieben,
um das homogene Gesamtbild nicht zu stéren respektive es zu unterbrechen.

Besonders pragend an der griinderzeitlichen Fassadengliederung ist ein Sockelbereich. Durch die
Abhebung der Erdgeschosszonen von den (Geschafts)StralRen pragt er den griinderzeitlichen typi-
schen Raumeindruck, daher sind vorhandene Sockel zu erhalten. Dabei soll der Sockel sichtbar sein.
Bei der Errichtung von Neubauten sind die vorhandenen respektive stadtebaulich pragenden Sockel
und deren Hohen wiederaufzunehmen.

Typischerweise ist der Sockel in Naturstein, Ziegel oder Putz ausgefihrt. Das Farbspektrum des So-
ckels korrespondiert mit der Fassadenfarbe und bewegt sich im Bereich naturrot (Sandstein), braun
bis grau (Kalkstein oder Basalt). Auch hier sind grelle Farben und glanzende Materialen, insbeson-
dere keramische Verblendungen wie z.B. Fliesen, zu vermeiden, da sie den zurlickhaltenden Ge-
samteindruck storen. Bei Neubauten sind die Farben, Materialen und auch H6hen der Sockel an
Nachbargeb&uden aufzugreifen.
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Sollten beispielsweise Anforderungen an die Barrierefreiheit keinen Sockel zulassen, muss zumin-
dest die optische Wahrnehmbarkeit des Sockels sichergestellt sein. So soll sich der Sockel optisch
vom Rest der Fassade durch eine andere Materialitédt oder Farbe abheben. Dabei sind die bereits
beschriebenen Regelungen zu Material und Farbe zu berlicksichtigen. So entsteht ein abgesetzter
Bereich, der die Fassade anstelle eines baulichen Sockels gliedert und die charakteristische Fassa-
dengliederung wird aufgegriffen.

4.4 Fenster- und Turo6ffnungen (zu § 6)

Im griinderzeitlichen Bereich ist ein flachenhafter Wandcharakter mit Fenstern und Tdren im meist
stehenden Format typisch. Das stehende Format von Fenstern und Turen ist fir ein harmonisches
Gesamtbild auch bei Neubauten anzuwenden. Ublich sind auch Aufteilungen der Fenster durch
Sprossen in beispielsweise mehrere Fliigel oder Oberlichter. Diese bauzeittypischen Aufteilungen der
Fenster sind zu erhalten. Sollten bei einem Neubau ebenfalls Sprossen als Untergliederung der Fens-
ter hergestellt werden, dann nur glasteilend oder als Wiener Sprosse.

Um dem Bedarf des Einzelhandels gerecht zu werden und die Ausstellung von Waren zu ermdgli-
chen, ist der Einbau von Schaufenstern in der Erdgeschosszone von Gebauden moglich. Allerdings
mussen diese sich aus der Fassade jedes einzelnen Gebaudes herausentwickeln und einen Abstand
von 1,25 Meter von der Geb&audekante haben. Dadurch sind die Geb&audekonturen weiterhin ohne
optische Unterberechnung erkennbar.

Typisch fir den grinderzeitlichen Ortskern sind, wenn vorhanden, Klappladen aus Holz, teilweise
reich gestaltete Haustiren und Tore in Hofdurchfahrten aus Holz. Sie gliedern die Fassade und sollen
erhalten werden. Andere Moglichkeiten der Verschattung bzw. des Sonnenschutzes durch sichtbare
Aufsatz- und Vorbaurollladen sowie deren Kasten sind unzuléssig, da sie u. a. Teile des Fensters und
der Fassade verdecken und so das Ortshild stéren. Dahingegen sind Rollladen, deren Kasten oder
Aufsatze sich an nicht sichtbaren Bereichen der Fassade, z. B. unter dem Putz befinden, erlaubt.
Sollte deren Herstellung nicht méglich sein, konnen Klappladen angebracht werden. Diese sollen aus
Holz und in den typischen gedeckten Farbtdnen ausgefihrt werden, um die Fassadenanmutung und
den historischen Gesamteindruck nicht zu storen.

Mal3geblich zur Gestaltung der Fassade und damit zur Pragung des straf3enrdumlichen Gesamtein-
drucks tragt auch die Ausfihrung der Fenster- und Turkonstruktion bei. Im historischen Ortskern ist
eine Ausfihrung aus Holz typisch. Dies ist zu erhalten. Sollte dies nicht (mehr) mdglich sein, sind die
Konstruktionen in Holz zu erneuern. Bei Neubauten kann auf andere Materialien in gedeckten Farben
zuriickgegriffen werden, z. B. Aluminium. Holzimitate stéren hingegen das Bild der Fassade und sind
unzulassig.

4.5 Werbeanlagen (zu 8 7)

Werbeanlagen sind im Sinne der HBO Anlagen, die der Ankiindigung, der Anpreisung oder als Hin-
weis auf Gewerbe oder Beruf dienen und die vom 6&ffentlichen Verkehrsraum aus sichtbar sind. Dies
kénnen sein: z. B. Schilder, Schaufensterbeklebungen oder Fahnen.
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Im grinderzeitlichen Bereich sind Werbeanlagen durchaus auch historisch tblich, jedoch waren sie
in Anzahl und Ausgestaltung reduziert. Um diesen Gesamteindruck zu erhalten, sind Werbeanlagen
nur an der Statte bzw. dem Ort der Leistung zuldssig. Werbeanlagen sind aul3erdem auf das Erdge-
schoss beschrankt, da sich in diesem Bereich ohnehin Ublicherweise die zu bewerbende Nutzung
befindet. Dabei zahlt die Fensterbristung des ersten Obergeschosses als Grenze, oberhalb derer
keine Werbeanlagen platziert werden dirfen.

Ein UbermaR an Werbung bewirkt, dass die gestalterischen Werte einer Fassade sowie das Erschei-
nungsbild des grinderzeitlichen Ortsbhildes empfindlich gestort werden. Daher beschrankt die Sat-
zung die Anzahl der Werbeanlagen je Nutzungseinheit auf drei. AuRerdem gibt die Satzung vor, dass
die maximale Breite der Werbeanlagen nicht mehr als zwei Drittel der Fassade Uberschreiten durch.
Auch in der Hohe sind die Werbeanlagen auf 80 cm begrenzt. Um einen optischen Rahmen und
sichtbare Gebaudekanten zu erzeugen, mussen die Werbeanlagen mindestens 80 cm von der Ge-
baudekante abriicken. Des Weiteren dirfen Beklebungen nur ein Viertel der gesamten Schaufens-
terflache ausmachen. Auch die Grofl3e von Schaukasten ist auf 50 x 50 cm begrenzt. Dies fuhrt zu
einer héheren Sichtbarkeit des Geb&udes.

Anordnung, Form und Material kbnnen den Charakter der Gebdude und damit das Ortskerns beein-
trachtigen, daher sind Werbeanlagen im Rhythmus der vorhandenen Fassadengliederung zu platzie-
ren. Dabei ist auf Fensterachsen und Fassadenelemente sowie deren Symmetrie bzw. deren Ver-
haltnis zu achten. Auch die Farbe der Werbeanlagen muss sich an der vorhandenen Fassadenfarbe
und -gestaltung orientieren. Dabei konnen z. B. Farben gewéhlt werden, die im Ton der Fassade sind,
oder solche, die sich im komplementaren Bereich bewegen (siehe auch 4.3). Grelle, akustische und
blinkende Werbeanlagen oder solche mit fotorealistischen Darstellungen von Korperteilen, Speisen
und Getranken stéren hingegen die griinderzeitliche Anmutung des Ortskerns und sind unzulassig.

4.6 Freiflachen und AuBenanlagen (zu § 8)

Die Begrenzung der Grundstiicke zum 6ffentlichen Raum ist pragend fiir das gesamte Ortsbild. Um
einen harmonischen Ubergang zum offentlichen Raum zu erreichen, werden daher Festsetzungen
zur Gestaltung der Einfriedungen getroffen. Mit den Festlegungen wird das Ziel verfolgt, die Freibe-
reiche in offentliche Strallenraumes mit einzubeziehen. Mit der Zulassigkeit von Einfriedungen bis zu
1,8 m uber der Verkehrsflache soll die Moglichkeit eingerdumt werden, den privaten Bereich sichtbar
abgrenzen zu koénnen, ohne jedoch damit die privaten Flachen abzuschotten und ein geschlossenes
Stral3enraumgefihl zu erzeugen.

Ortstypisch sind Sandsteinpfosten und -sockel. Sie sind zu erhalten. Ortsbildpragend sind auch Mau-
ern aus Naturstein, Ziegel oder verputze Oberflachen. Daher sieht die Satzung, wie bei den Fassa-
den, eine Uberschaubaren, zuriickhaltenden Farb- und Materialauswahl vor. Dies sind Farbtone, die
auf Erd- oder Naturpigmenten beruhen, z. B. Beigetdne. Der Einsatz kinstlicher Materialien (z.B.
Kunststoff oder Faserzement) oder glanzender Materialen (ins. keramische Verblendungen, wie z.B.
Fliesen) sowie unnaturlicher, greller Farben, die das Gesamterscheinungsbild stéren, ist zu vermei-
den. Hecken oder Holzz&une mit einer vertikalen Lattung sind ebenfalls als typische Einfriedungen
moglich.
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Grundstucksfreiflachen wurden entweder zu Zwecken der Reprasentation oder zur Selbstversorgung
bzw. als Funktionsflachen (Trockenplatz etc.) angelegt und begrunt. In Hinblick auf Klimawandel- und
Klimaanpassung sind Grundstucksfreiflachen im Sinne von 8 8 Abs. 1 HBO zu begriinen und zu
bepflanzen.

4.7 Technische Anlagen (zu § 9)

Solaranlagen (Photovoltaik- und Solarthermieanlagen) konnen die Ortsbild pragende Dachlandschaft
und auch die kleinteilige Fassadengliederung beeintrachtigen. Da sie jedoch aus Grinden des Kili-
mawandels und der Klimaanpassung auf3erst winschenswert sind, werden sie nicht ausgeschlossen.
Vielmehr gilt es, zur Minderung der optischen Beeintrachtigungen einige gestalterische Grundregeln
einzuhalten. Die Anordnung soll bevorzugt an der vom o6ffentlichen Raum abgewandten Dach- und
Fassadenflachen, auf oder an untergeordneten Gebauden als Montageflachen erfolgen, so denn be-
zuglich der Himmelsrichtung tauglich. Zudem sind die Elemente orthogonal und gleichmafig, also
nicht mit wechselnder Orientierung vertikal / horizontal anzuordnen. Ein treppenartiger Versatz, z. B.
entlang von Dachkehlen ist unzulassig, da das kantige Stufenmuster stark von der kleinteiligen Dach-
landschaft ablenkt und diese verunklart. Um storende Reflektionen zu vermeiden, sollen Solaranla-
gen eine matte Oberflache besitzen.

Auch Antennenanlagen stellen einen Stilbruch zur historischen Bebauung dar. Gleichwohl kénnen
sie aufgrund von zeitgemalfen Wohn- und Lebensqualitatsanspriichen nicht ausgeschlossen werden.
Um Storwirkungen auf das schitzenswerte Ortshild oder eine Haufung von Anlagen zu vermeiden,
soll im Besonderen der Blick von offentlichen Stralzen, Wegen und Platzen frei bzw. ungestoért von
diesen Anlagen bleiben. Entsprechend sind Anordnungen an der vom 6ffentlichen Raum abgewand-
ten Dach- und Fassadenflachen, auf oder an untergeordneten Gebauden als Montageflachen zu be-
vorzugen, so denn beziiglich des Empfangs tauglich.

15



	220916_Gestaltungssatzung Bürgel Final
	Gestaltungssatzung_Bürgel_A4

